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Erfolgreich durch die Anwaltsprüfung 

 

 

Das Planen der Anwaltsprüfung erspart einem unnötigen Lernaufwand und hilft, die Nerven 

zu beruhigen: Man hat ja alles gemacht, was wohl durchdacht war. Angeregt sei deshalb die 

Erkundigung bei einigen erfolgreichen Kandidat:innen, um sich sodann einen persönlichen 

Lernplan zusammen zu stellen.  

 

Gerne berichte ich kurz von meiner Herangehensweise: Im Vorfeld der Erarbeitung des 

zürcherischen Verwaltungsrechts habe ich das Lehrbuch Allgemeines Verwaltungsrecht der 

Professoren Häfelin, Müller und Uhlmann durchgearbeitet: Dieses enthält Unerlässliches für 

die Lösung verwaltungsrechtlicher Fälle, beschränkt sich stoffmässig auf das Wesentliche und 

verzeichnet viele beispielhafte Entscheide.  

 

Auf Anfrage haben sich die Autoren und die beiden Verlage mit der Aufnahme vorliegender 

Kurzfassung in die Lernhilfen einverstanden erklärt. Gerne möchte ich es in diesem 

Zusammenhang nicht unterlassen, auf die zur Sprache gekommenen Vorbehalte hinzuweisen:  

 

Wir sind zwar aus didaktischen Gründen nicht begeistert über die Kurzfassung als 

Lernhilfe, weil sie das Auswendiglernen des Stoffes fördert zu Lasten einer vertieften 

Auseinandersetzung mit den juristischen Problemen. Wir wissen aber, dass solche 

Lernhilfen ohnehin kursieren und ziehen es deshalb vor, dass sie mit unserem 

Einverständnis in einwandfreier Qualität erstellt werden. Das trifft für die 

Kurzfassung, die Sie uns zugestellt haben, zu.  

 

Zur Lernabwechslung sowie Selbstkontrolle findet sich der Stoff des Allgemeinen 

Verwaltungsrechts ebenfalls in Frage/Antwort-Form aufbereitet.  

 

Mit diesem Wissensrucksack bin ich sodann in das Zürcher Verwaltungsrecht gestiegen: 

Begonnen habe ich mit der Verwaltungsrechtspflege des Kantons Zürich. Während der 

Lektüre des VRG habe ich den sich in den Lernhilfen befindlichen stichwortartigen 

Gesetzesinhalt bearbeitet. Dies geht rassig. Danach habe ich mir einen Kaffee gemacht und 

diesen trinkend einen Blick auf die Rechtsmitteltafeln im Lehrbuch Staats- und 

Verwaltungsrecht des Kantons Zürich von Prof. Jaag und Dr. Rüssli geworfen; mittels diesen 

verschaffte ich mir einen Zusammenhang zwischen den einzelnen Gebieten des Zürcher 

Verwaltungsrechts und dem VRG. So vorgegangen, erlangte ich in drei Stunden einen 

Überblick und gute Gesetzeskenntnisse. Dadurch wurde das Lösen der in dieser Lernhilfe 

enthaltenen Fragen zum VRG möglich, welche sich an der Gesetzessystematik sowie an den 

mündlichen Prüfungsprotokollen orientieren. Ebenfalls kann dann bereits mit dem 

gegenseitigen Abfragen der Prüfungsprotokolle begonnen werden, wodurch sich automatisch 

(den Präferenzen des Prüfers angepasste) Vertiefungen ergeben. Der glossierte, 

stichwortartige Gesetzestext diente mir in der Folge für das regelmässige Repetieren.  

 

 



 
 

In der nächsten Etappe beschäftigte ich mich mit den staatsrechtlichen Grundlagen des 

Kantons Zürich, also mit der Kantonsverfassung, dem Gemeindegesetz, der 

Bürgerrechtsverordnung, dem Gesetz über die politischen Rechte, dem 

Verantwortlichkeitsgesetz, dem Haftungsgesetz, dem Personalgesetz, dem 

Volksschulgesetz, dem Mittelschulgesetz sowie dem Universitätsgesetz. Auch diese 

betreffend habe ich zunächst die Gesetze gelesen, worauf zur Vertiefung, Selbstkontrolle 

sowie Repetition das Lösen der in diesen Lernhilfen befindlichen Fragen möglich wurde. Ich 

habe mich in regelmässigen Abständen dem Frage-Antwort-Spiel ausgesetzt und hierbei die 

Anzahl richtigen Antworten gezählt und meine Zeit gestoppt. Es ist erstaunlich, wie schnell 

Fortschritte zu verzeichnen sind. Da die Reihenfolge der Fragen sich an der 

Gesetzessystematik orientieren, können diese Lernhilfen im Übrigen auch zur Erarbeitung 

resp. Begleitung der Gesetzeslektüren verwendet werden. Dank dieser Vorgehensweise 

konnte ich auf die Lektüre von Fachliteratur verzichten.  

 

Dieses Vorgehen wiederholte ich beim Steuerrecht, dem Staatsvermögen, den öffentlichen 

Sachen, beim Beschaffungswesen, dem Gesundheitswesen, dem Umwelt- und 

Gewässerschutz sowie der Energie und dem öffentlichen Verkehr. Hierzu finden sich in 

diesen Lernhilfen ebenfalls an der Gesetzessystematik orientierte Fire Questions sowie zur 

Ergänzung und Lernabwechslung eine Übersicht. 

 

Beim Raumplanungs-, Bau- sowie Enteignungsrecht legte ich zwei Vorgehensweisen 

zugrunde, welche sich als ideale Ergänzungen erwiesen haben: Parallel zur Lektüre der 

einschlägigen kantonalen (Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, 

Planungs- und Baugesetz, Bauverfahrensordnung, Abtretungsgesetz) sowie Bundesgesetze 

(Raumplanungsgesetz, Bundesgesetz über die Enteignung) bearbeitete ich den 

stichwortartigen Gesetzesinhalt sowie die Übersicht akribisch sowie kritisch. Auf diese Weise 

erlangte ich in zwei Tagen einen Überblick über diese Gebiete und gute Gesetzeskenntnisse. 

Dadurch wurde auch in diesen Themenbereichen das Lösen der Fire Questions sowie der 

Prüfungsprotokolle schnell möglich. Der glossierte, stichwortartige Gesetzestext diente mir in 

der Folge für das Repetieren; diese Seiten erwiesen sich insbesondere im unmittelbaren 

Vorfeld der Prüfung als sehr hilfreich.  

 

Im letzten Kapitel dieser Lernhilfen findet sich eine Übersicht über die Rechtswege im 

öffentlichen Recht. Es bietet sich an, diese Zusammenstellung bei der Erarbeitung der 

einzelnen Sachgebiete beizuziehen. Die komprimierte Darstellung über die verschiedenen 

Gebiete hinweg vereinfacht es, den Überblick zu gewinnen. 

 

Zum Schluss erlaube ich mir, den geschätzten Kolleg:innen Fanny de Weck, Kathrin 

Höhener, Juana Vasella, Sandra Schaffner, Moritz Maurer, Goran Kenny, Urs Hoffmann-

Nowotny sowie Nina Langner zu danken. Ohne deren Zutun würde es die Lernhilfen zum 

Verwaltungsrecht längst nicht mehr geben.  

 

Falls Du ebenfalls auf Fehler stösst oder Verbesserungsvorschläge sowie Ergänzungen hast, 

wäre ich über Zustellung derselben an anwalt@duribonin.ch dankbar. 

 



 
 

So, erlaube mir zum Abschluss den Hinweis auf meinen Podcast Auf dem Weg als Anwält:in. 

Vielleicht ist Dir dieser für die Anwaltsprüfung ebenfalls dienlich: 

 

 

Auf dem Weg 

als Anwält:in 

In diesem Podcast reflektiere ich mit Gästen 

über Fragen rund um die Arbeit als 

Anwältin und Strafverteidiger: Was macht 

eine gute Anwältin aus? Wie organisiert 

man die Anwaltstätigkeit? Wie handhabt 

man den Umgang mit Klienten, 

Gegenanwältinnen, der Polizei, der 

Staatsanwaltschaft und den Gerichten? Was 

zeichnet ein gutes Plädoyer aus? Wie legt 

man sich eine Verteidigungs-strategie 

zurecht? Der spannenden Fragen sind vieler. 

Es ist ein Weg ins Urmenschliche, 

manchmal gar Allzumenschliche. 

 

Dieser Podcast ist auf allen üblichen 

Plattformen zu finden ! Einfach nach Duri 

Bonin suchen, abonnieren und keine Folge 

verpassen.  

In der Hoffnung, dass vorliegende Unterlagen Dir eine Stütze auf dem Weg zur erfolgreichen 

Anwält:in sind, verbleibe ich  

 

 

mit besten, kollegialen Grüssen 

 

 
Duri Bonin 
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Begriff der Verwaltung 

 

- funktioneller Begriff: Verwaltungstätigkeit (im 

Gegensatz zu den Funktionen der Rechtsset-

zung und Rechtsprechung) 

• negative Umschreibung: Staatstätigkeit, 

die nicht in Rechtssetzung und nicht im 

Entscheid über Rechtsstreitigkeiten oder 

Strafen besteht 

• positive Umschreibung: Erfüllung von öf-

fentlichen Aufgaben, Verwirklichung des 

objektiven Rechts von Amtes wegen, ho-

heitliches Handeln als Mittel der Verwal-

tung 

- organisatorischer Begriff: Verwaltungsbehör-

den 

 

 

Arten der Verwaltungstätigkeit 

 

- hoheitliche Verwaltungstätigkeit 

- nicht hoheitliche Verwaltungstätigkeit 

 

- Eingriffsverwaltung: greift in die Rechte und 

Freiheiten der Privaten ein (i.d.R. hoheitlicher 

Natur) 

- Leistungsverwaltung: vermittelt den Privaten 

staatliche Leistungen (z.T. hoheitlicher, z.T. 

nicht hoheitlicher Natur) 

- Bedarfsverwaltung: Stellt die zur Erfüllung der 

Verwaltungsaufgaben nötigen Sachmittel und 

Leistungen bereit. 

 

Grundsätzlich gelten für die Leistungsverwaltung 

die gleichen Grundsätze wie für die Eingriffsver-

waltung (insbesondere das Legalitätsprinzip, BV 

5 I, allerdings mit weniger strengen Anforderun-

gen) 

 

 

Verhältnis Verwaltungsbehörden und Justiz-

behörden 

 

- Grundsatz der gegenseitigen Unabhängigkeit 

(Ausnahmen) 

• wenn eine besondere gesetzliche Regelung 

dies vorsieht 

• konkrete Entscheidanweisungen durch ein 

Verwaltungsgericht bei der Rückweisung 

eines Falles an die vorinstanzliche Verwal-

tungsbehörde 

- Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung von 

Entscheidungen (Ausnahmen) 

• keine Bindung eines Verwaltungsgerichts 

an den angefochtenen Entscheid einer 

Verwaltungsbehörde 

• keine Rechtswirksamkeit nichtiger Verfü-

gungen wegen qualifizierter Unrichtigkeit 

 

Bei der gegenseitigen Anerkennung von Entschei-

dungen besteht eine Bindung nur an das Disposi-

tiv, nicht an die Begründung eines Entscheids 

 

 

Entscheid über Vorfragen (wenn sachkompe-

tente Behörde noch nicht entschieden hat) 

 

- Bindung an klare Praxis der sachkompetenten 

Behörde 

- Möglichkeit des Zuwartens bis zum Entscheid 

der sachkompetenten Behörde (ausnahmsweise 

Verpflichtung) 

- keine Bindung der sachkompetenten Behörde 

an den Entscheid einer anderen Instanz über 

die Vorfrage 

 

Die für die Hauptfrage zuständige Behörde ist zur 

vorfrageweisen Prüfung einer Rechtsfrage aus 

dem Kompetenzbereich einer anderen Behörde 

berechtigt, wenn dies nicht durch eine gesetzliche 

Bestimmung verboten ist 
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Entscheid über Vorfragen (wenn sachkompe-

tente Behörde entschieden hat) 

 

- ausnahmsweise: gesetzliche Regelung 

- Grundsatz der Bindung an den Entscheid der 
sachkompetenten Behörde 

- nur beschränkte Bindung des Strafrichters an 
Verwaltungsverfügungen (insbesondere bei 
Anwendung von StGB 292) 

• Prüfung durch den Strafrichter nicht mehr 
zulässig, wenn die Verfügung von einem 
Verwaltungsgericht überprüft wurde 

• Beschränkung der Prüfungsbefugnis des 
Strafrichters auf offensichtliche Rechtsver-
letzung oder Ermessensmissbrauch, wenn 
die Verfügung an ein Verwaltungsgericht 
hätte weitergezogen werden können, oder 
der Entscheid des Verwaltungsgerichts 
noch aussteht 

• volle Prüfungsbefugnis des Strafrichters 
(unter Ausschluss der Überprüfung auf 
Angemessenheit), wenn die Verfügung 
nicht an ein Verwaltungsgericht weiterge-
zogen werden konnte 

 

 

Begriff der Verfassung 

 

- Verfassung im formellen Sinn 

- Verfassung im materiellen Sinn 

• Grundsätze der gewaltenteiligen Staatsor-
ganisation 

• politische Rechte 

• Grundrechte 

• andere rechtsstaatliche Garantien 

 

 

Grundprinzipien des Verwaltungsrechts (Ver-

fassungsgrundsätze) 

 

- Gesetzmässigkeit (Legalitätsprinzip; BV 5 I) 

- Rechtsgleichheit (BV 8) und Willkürverbot 
(BV 9) 

- Öffentliches Interesse (BV 5 II) 

- Verhältnismässigkeit (BV 5 II) 

- Treu und Glauben (Vertrauensschutz; BV 5 III 
und 9) 

 

Das Legalitätsprinzip im Abgaberecht (BV 127 I) 

sowie die Grundsätze der Rechtsgleichheit (BV 8) 

und des Vertrauensschutzes (BV 9) sind verfas-

sungsmässige Rechte der Bürger (BV 189 I a) 

 

 

Begriff des Gesetzes 

 

- Gesetz im formellen Sinn (Form des Erlasses) 

- Gesetz im materiellen Sinn (Inhalt des Erlas-
ses) 

 

 

Arten von Verordnungen 

 

- Regierungsverordnungen 

• Verwaltungsverordnungen (i.d.R. nur 
verwaltungsinterne Wirkung) 

• Rechtsverordnungen 

o selbstständige Verordnungen 
(Verfassung) 

o unselbstständige Verordnungen 
(Gesetzesdelegation) 

o Gesetzesvertretende Verordnun-
gen (Gesetzesdelegation) 

o Vollziehungsverordnungen (Ge-
setzesausführung) 

 

 

Allgemeine Rechtsgrundsätze 

 

- Rückforderung einer grundlos erbrachten Leis-
tung 

- Verjährung von öffentlich-rechtlichen Ansprü-
chen 

- Pflicht zur Zahlung von Verzugszinsen 

- Verrechnung von Geldforderungen 

- Fristenwahrung bei Eingabe an unzuständige 
Behörde 
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Fire Questions zum Allgemeinen Verwaltungsrecht 

 

1. Theorien Abgrenzung öffentliches Recht zum Zivilrecht? 

- Subordinationstheorie: Staat hoheitliche Gewalt 

- Interessentheorie/Funktionstheorie (wessen Interesse) 

- Typologische (typischerweise) 

- Modale Theorie: wenn mit Norm verbundene Sanktion nicht zivilrechtlich ist 

Methodenpluralismus: Relevant für Rechtswege, Haftung, Grundrechtsbindung, Vollzug. Gibt auch gemischte 

Normen: Sorgfaltspflicht Effektenhändler. 

2. Begriffe echte und unechte Lücke? 

- Echte: Frage nicht geregelt (und kein qualifiziertes Schweigen): Gericht muss füllen. 

- Unechte: Frage geregelt aber unbefriedigend: umstritten. Auslegen. Contra legem nur wenn Anwendung der 

Rechtsmissbrauch, 2 ZGB). 

3. Begriffe Rückwirkung und Vorwirkung? 

- Echte Rückwirkung: 

Recht wirkt sich auf einen SV aus, der sich vor Inkrafttreten verwirklich hat. Grundsätzlich unzulässig, aus-
ser, kumulativ: 

- Rückwirkung ausdrücklich angeordnet 
- Zeitlich mässig 
- Triftige Gründe 
- Keine stossende Rechtsungleichheit und kein Eingriff in wohlerworbene Rechte 

- Unechte Rückwirkung:  

Anwendung von neu in Kraft getretenem Recht auf Dauersachverhalt  

Grundsätzlich zulässig. Allenfalls Vertrauensschutz. 

- Positive Vorwirkung:  

Gesetz zeitigt Wirkung, obwohl noch nicht in Kraft (Widerspruch Legalitätsprinzip). Unzulässig (selbst bei 
gesetzlicher Grundlage) 

- Negative Vorwirkung:  

Anwendung geltenden Rechts wird ausgesetzt bis neues in Kraft. Muss vom geltenden Recht vorgesehen sein 
und die Voraussetzungen der echten Rückwirkung erfüllt (umstritten, Verletzung Rechtsverzögerungsgebot, 

Legalität, Vertrauensschutz; typischer Fall: Bausperre). 

4. Begriff Legalitätsprinzip? 

Erfordernis Rechtssatz, genügend bestimmt, und Gesetzesform BV 164: alles Wichtige) 

- Rechtssicherheit 

- Rechtsgleichheit 

- Schutz vor staatlichen Eingriffen 

- Demokratie 

Eingeschränkt bei: 

- Benutzung öffentlicher Sachen: Befugnis Bewilligung ergibt sich aus Sachherrschaft. Lehre fordert seit neuer 
BV auch hier gesetzliche Grundlage. 

- Polizeinotrecht 

- Personen im Sonderstatusverhältnis 

- Kanzleigebühren 
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5. Begriff Ermessen? 

Ist gesetzesinterpretatorischer Spielraum für Gerichte. 

Ermessensmissbrauch (Willkür) Überschreitung (Kompetenzüberschreitung) und Unterschreitung (wägt nicht ab, 
obwohl sie sollte) sind Rechtsverletzungen. 

Unangemessenheit (= liegt im Spielraum, ist aber unzweckmässig) ist keine Rechtsverletzung 

6. Abgrenzung Ermessen zum unbestimmten Rechtsbegriff? 

Unbestimmter Rechtsbegriff („öffentliches Interesse“, „Eignung des Bewerbers“): Rechtssatz umschreibt Rechts-
folgen oder Voraussetzungen offen und interpretationswürdig.  

Unterscheidung schwierig: h.L: Ist die offene Formulierung so gewollt, dass sie von einem Gericht überprüft wer-
den soll oder einer Verwaltungsbehörde, weil sie dafür kompetenter ist (letzteres Ermessen) 

Unterscheidung relevant, weil obere Instanzen nur ausnahmsweise Angemessenheit prüfen dürfen, während unbe-
stimmte Rechtsbegriffe der Auslegung zugänglich sind und diese daher überprüft werden können. 

7. Allgemeine Rechtsgrundsätze? 

Auf Gesetzesstufe, daher von Gesetzgeber änderbar. 

- Rückforderung einer grundlos erbrachten Leistung 

- Verjährung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen 

- Pflicht zur Zahlung Verzugszinsen 

- Verrechnung  

- Fristenwahrung bei Einreichung an unzuständige Behörde 

8. Begriff Gewohnheitsrecht? 

- Langandauernde, ununterbrochene Praxis 

- Rechtsüberzeugung (Behörden und Private) 

- Echte Lücke (Gesetz lässt Raum) 

9. Begriff Willkür? 

- Liegt gemäss BGer vor, wenn ein Entscheid zu einer tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch steht, ei-
ne Norm oder Rechtssatz krass verletzt oder in stossender Weise Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft. Das 
Willkürverbot verschafft für sich allein kein rechtlich geschütztes Interesse gemäss Art. 115 lit. b BGG. Zur 
Willkürbeschwerde ist deshalb bloss derjenige legitimiert, der sich auf eine gesetzliche Norm berufen kann, 
die ihm im Bereich seiner betroffenen und angeblich verletzten Interessen einen Rechtsanspruch einräumt 
oder zumindest den Schutz seiner Interessen bezweckt. Braucht geschützte Rechtsposition (bei Einbürge-
rungen gegeben)  

- Nicht bloss Begründung, sondern Ergebnis 

- Erlass: sinn- und zwecklos. Keine ernsthaften und sachlichen Gründe 

10. Geltendmachung Verletzung Verhältnismässigkeit? 

Ist kein verfassungsmässiges Recht, dass selbständig geltend gemacht werden kann. 

11. Änderung Rechtspraxis zulässig wenn? 

- Ernsthafte und sachliche Gründe 

- Änderung in grundsätzlicher Weise 

- Interesse an richtiger Rechtsanwendung ist grösser als Rechtsgleichheitsprinzip 

- Kein Verstoss gegen Treu und Glauben 

(sonst Verletzung Rechtssicherheit, Rechtsgleichheit, Vertrauensschutz, 9 BV) 

12. Anspruch auf Gleichbehandlung im Unrecht? 

Nur ausnahmsweise: wenn gesetzeswidrige Praxis nicht Einzelfall ist, sondern ständige Praxis und Abwägung In-
teressen. 
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Verwaltungsrechtspflegegesetz 

 

I. Abschnitt: Sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden ............................................................................................ 1 
II. Abschnitt: Das Verwaltungsverfahren .................................................................................................................................. 1 
III. Abschnitt: Die Verwaltungsgerichtsbarkeit .......................................................................................................................... 7 
IV. Abschnitt: Die Revision ...................................................................................................................................................... 11 
V. Abschnitt: Die Ombudsperson ............................................................................................................................................ 11 
VI. Abschnitt: Schluss- und Übergangsbestimmungen ............................................................................................................ 12 

 

I. Abschnitt:  Sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden 

1  ! Grundsatz 
o Öff. re. Angelegenheiten: VwB + VwGer 
o Zivilre. Ansprüche: 

§ vor Zivilgerichten geltend zu machen 

! Ausnahme 
o SE-Ansprüche des Privaten gegen das Gwesen, Private mit öff. Aufgaben: 

§ Zivilgerichte 
o Besondere Bestimmungen vorbehalten 

§ z.B. § 27 Abs. 4 PatG 

 

II. Abschnitt:  Das Verwaltungsverfahren 

4 A. Geltungsbereich ! Gemeinde, Bezirke, Kanton 
4a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B. Allgemeine 
Vorschriften 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

! Beschleunigungsgebot 

! Prüfung Zuständigkeit 
o vAw (unter Benachrichtigung des Absenders) 
o Weiterleitung an zuständige Behörde vAw (Überweisungspflicht) 
o Fristwahrung durch rechtzeitige Eingabe an die falsche Behörde 

! Ausstandsgründe 
o Persönlich befangen erscheinen, insbesondere 

§ Pers. Interesse 
§ Verwandtschaft/Schwägerschaft (gerade Linie od. Seitenlinie bis 

3. Grad), Ehe, Verlobung, eingetragene Partnerschaft, faktische 
Lebensgemeinschaft, Kindesannahme 

§ Vertreter einer Partei bzw. für diese tätig 
§ Unleserliche, ungebührliche, übermässig weitschweifige 

Eingaben: Rückweisung zur Verbesserung  
o Bei Streitigkeiten bez. Ausstand, Entscheid durch 

§ Aufsichtsbehörde oder 
§ Wenn Mitglied einer Kollegialbehörde 

• Kollegialbehörde unter Ausschluss dieses Mitglieds 

! VSM 
o Bei Kollegialbehörden: Vorsitzender in dringlichen Fällen; ansonsten Vw-

Behörde 

! Verfahren mit mehreren Beteiligten 
o Verpflichtung mögl., gemeinsames Zustellungsdomizil od. gem. Vertreter zu 

bez. 
o Bei Nichtnachkommen: Verw.behörde kann Zustellungsdom./Vertreter 

bezeichnen 

! Sitz im Ausland 
o Angabe Zustellungsdomizil od. Vertreter in CH 
o Bei Nichtnachkommen: amtliche Veröffentlichung od. Nichteintreten 

! Untersuchung Sachverhalt vAw (Untersuchungsmaxime) 
o Mitwirkungspflicht der Beteiligten 

§ Soweit vom Gesetz vorgeschrieben oder von Beteiligten 
gewünscht 

o Keine Bindung an Anträge der Parteien, Rechtsanwendung vAw 
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Das Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRG) – LS 175.2 

 

1.	 Die sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden (VRG 1 ff.) .................................................................................1	

2.	 Das Verwaltungsverfahren (VRG 4 ff.) .............................................................................................................................1	
2.1	 Geltungsbereich (VRG 4) .......................................................................................................................................1	
2.2	 Allgemeine Vorschriften (VRG 4a ff.) ...................................................................................................................1	
2.3	 Rekurs (VRG 19 ff.) ...............................................................................................................................................5	
2.4	 Vollstreckung (VRG 29 ff.) ....................................................................................................................................8	

3.	 Die Verwaltungsgerichtsbarkeit (VRG 32 ff.) ...................................................................................................................9	
3.1	 Beschwerde (VRG 41 ff.) .......................................................................................................................................9	
3.2	 Rekurs und Beschwerde in Steuersachen (VRG 72 f.) .........................................................................................11	
3.3	 Verwaltungsrechtliche Klage (VRG 81 ff.) ..........................................................................................................12	

4.	 Die Revision (VRG 86a ff.) ..............................................................................................................................................12	

5.	 Die Ombudsperson (VRG 87 ff.) .....................................................................................................................................12	

 

* * * 

 

1. Die sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden (VRG 1 ff.) 

1. Sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden? 

(a) Öffentl.-rechtl. Angelegenheiten → Verwaltungsbehörden / Verwaltungsgericht. 

(b) Privatrechtliche Ansprüche → Zivilgericht. 

(c) Schadenersatzansprüche von Privaten gegen Staat und Gemeinde sowie gegen deren Beamte und Angestellte 
→ Zivilgericht. 

(VRG 1 f.) 

2. Das Verwaltungsverfahren (VRG 4 ff.) 

2.1 Geltungsbereich (VRG 4) 

2. Geltungsbereich des VRG? 

Verfahren vor den Verwaltungsbehörden der Gemeinden, der Bezirke und des Kantons (VRG 4). 

2.2 Allgemeine Vorschriften (VRG 4a ff.) 

3. Wie prüft eine Verwaltungsbehörde ihre Zuständigkeit? 

V.A.w. (VRG 5 I). 

4. Was passiert mit Eingaben an eine unzuständige Behörde? 

(a) Eingaben an eine unzuständige Verwaltungsbehörde sind v.A.w. und i.d.R unter Benachrichtigung des Ab-
senders an die zuständige Verwaltungsbehörde weiterzuleiten. 

(b) Für die Einhaltung der Fristen ist der Zeitpunkt der Einreichung bei der unzuständigen Behörde massgebend. 

(c) Überweisungspflicht. 

(d) Dies gilt nicht, wenn Zivilgerichte zuständig sind. 

(VRG 5 II) 
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5. Wann hat ein Mitglied einer Verwaltungsbehörde in den Ausstand zu treten? 

Wenn es in der Sache persönlich befangen erscheint, insbesondere bei: 

(a) Persönliches Interesse. 

(b) Verwandtschaft/Schwägerschaft (gerade Linie od. Seitenlinie bis 3. Grad), Ehe, eingetragene Partnerschaft, 
faktische Lebensgemeinschaft, Verlobung, Kindannahme. 

(c) Vertreter einer Partei oder für eine Partei in der gleichen Sache tätig gewesen sein. 

(VRG 5a I) 

6. Wer entscheidet über den Ausstand? 

(a) Aufsichtsbehörde (bei Einzelbehörde). 

(b) Kollegialbehörde unter Ausschluss des betreffenden Mitglieds (bei Kollegialbehörden). 

(VRG 5a II) 

7. Wie und gestützt auf was untersucht die Verwaltungsbehörde den Sachverhalt? 

Sie untersucht den Sachverhalt v.A.w. durch (Untersuchungsgrundsatz): 

(a) Befragen der Beteiligten und von Auskunftspersonen (kein Zwang). 

(b) Mitwirkungspflicht Beteiligter soweit Begehren gestellt; wenn gesetzliche Auskunfts-/Mitwirkungspflicht 

(c) Beizug von Amtsberichten, Urkunden und Sachverständigen (bspw. Immissionsgutachten, Fragen der Bausi-
cherheit, Schutzwürdigkeit). 

(d) (Referenten- oder Kommissions-) Augenschein. 

(e) Auf andere Weise. 

(VRG 7 I) 

8. Kann eine Verwaltungsbehörde Zeugen einvernehmen? 

Nein. Das ist dem Verwaltungsgericht/anderen gerichtlichen Behörden (bspw. Baurekursgericht oder Steuerre-
kursgericht vorbehalten) (VRG 26c). 

9. Wie wendet die Verwaltungsbehörde das Recht an? 

V.A.w. (VRG 7 IV), (iura novit curia; Offizialmaxime). 

Keine Bindung an Anträge der Parteien. 

10. Wie sind schriftliche Anordnungen zu erledigen? 

Sie sind zu begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen (ordentliches Rechtsmittel, Rechtsmitte-
linstanz und Rechtsmittelfrist) (VRG 10 I). 

11. Wem werden v.a. schriftliche Anordnungen mitgeteilt? 

(a) Verfahrensbeteiligten. 

(b) Auf Gesuch hin anderen Personen, wenn sie durch die Anordnung berührt sind und ein schutzwürdiges Inte-
resse an deren Aufhebung oder Änderung haben (d.h. anderen Personen, die zur Ergreifung eines Rechtsmit-
tels legitimiert sind). 

(c) Schlichtungsstelle bei Gleichstellungsfragen in Schlichtungsverfahren. 

(VRG 10 III) 

12. Wann kann auf die Begründung einer Anordnung verzichtet werden? 

Verzicht auf Begründung: 

(a) Wenn den Begehren vollständig entsprochen wird. 

Verzicht auf Begründung und Rechtsmittelbelehrung: 

(b) Wenn den Verfahrensbeteiligten angezeigt wird, dass sie innert 10 Tagen seit Mitteilung schriftlich eine Be-
gründung verlangen können (Rechtsmittelfrist beginnt mit Zustellung des begründeten Entscheides zu laufen) 
(entspricht ZPO 239). 

(c) Wenn den Verfahrensbeteiligten angezeigt wird, dass sie innert 30 Tagen seit Mitteilung bei der anordnenden 
Behörde Einsprache erheben können. 

(VRG 10a) 
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Kantonsverfassung (KV) 

politische Rechte (GPR) 

Gemeinderecht (GG) 

Verantwortlichkeitsgesetz (VG) 

Haftungsgesetz (HG) 

Personalgesetz (PG) 

Bildungsrecht (VGS, MSG, UniG) 

Varia 
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Staatsrechtliche Grundlagen, Gemeinderecht, Mittel zur Verwaltungsaufgabenerfüllung 
 

1. Kantonsverfassung (KV) – LS 101 ...................................................................................................................................1 

2. Gemeindegesetz (GG) – LS 131.1 ....................................................................................................................................4 
2.1 Allgemein ...............................................................................................................................................................4 
2.2 Gemeindeeinteilung und Gemeindeaufgaben (GG 1 ff.) ........................................................................................5 
2.3 Bürgerrecht (GG 20 ff.) ..........................................................................................................................................7 
2.4 Ordentliche Gemeindeorganisation (GG 40 ff.) .....................................................................................................8 
2.5 Finanzhaushalt (GG 84 ff.) ...................................................................................................................................12 
2.6 Aufsicht und Rechtsschutz (GG 163 ff.) ..............................................................................................................13 

3. Politische Rechte im Bund ..............................................................................................................................................14 

4. Gesetz über die politischen Rechte (GPR) – LS 161 ......................................................................................................15 
4.1 Allgemeines (GPR 1 ff.) .......................................................................................................................................15 
4.2 Wahlen und Abstimmungen (GPR 12 ff.) ............................................................................................................16 
4.3 Kantonale Initiativen (GPR 119 ff.) .....................................................................................................................17 
4.4 Kantonales Referendum (GPR 140 ff.) ................................................................................................................18 
4.5 Rechtsschutz und Strafbestimmungen (GPR 161 ff.) ...........................................................................................19 

5. Verantwortlichkeitsgesetz (VG) – SR 170.32 .................................................................................................................19 

6. Haftungsgesetz (HG) - LS 170.1 .....................................................................................................................................20 
6.1 Geltungsbereich (HG 1 ff.) ...................................................................................................................................20 
6.2 Haftung für Schädigung Dritter (HG 6 ff.) ...........................................................................................................20 
6.3 Haftung für Schädigung des Staates (HG 14 ff.) ..................................................................................................21 
6.4 Geltendmachung und Beurteilung der Ansprüche (HG 19 ff.) ............................................................................21 

7. Personalgesetz (PG) – LS 177.10 ....................................................................................................................................22 
7.1 Allgemeine Bestimmungen (PG 1 ff.) ..................................................................................................................22 
7.2 Arbeitsverhältnis (PG 7 ff.) ..................................................................................................................................23 
7.3 Rechte und Pflichten der Angestellten (PG 39 ff.) ...............................................................................................25 

8. Bildungsrecht ..................................................................................................................................................................26 
8.1 Allgemein .............................................................................................................................................................26 
8.2 Volkssschule (VSG, LS 412.100) .........................................................................................................................26 
8.3 Mittelschule/Berufsschule (MSG, LS 413.21; EG BBG, LS 413.31) ..................................................................27 
8.4 Hochschulen (UniG, LS 415,11) ..........................................................................................................................27 

9. Varia ................................................................................................................................................................................27 
 
 

* * * 
 
 

1. Kantonsverfassung (KV) – LS 101 

1. Weshalb KV? Bedeutung? Entstehungsgeschichte? 

(a) Pflicht der Kantone zu einer demokratischen Verfassung (BV 51). Verfassungsautonomie abgesehen von de-
mokratischen Anforderungen und Verbot der Verletzung von Bundesrecht 

(b) Grundgesetz des Kantons, d.h. grundlegende Entscheidungen über Organisation und Aufgaben des Kantons 
und seiner Behörden sowie Rechtsstellung der Bürger.  

(c) 1999 Erlass Verfassungsgesetz (VG); Wahl des Verfassungsrats analog Bestimmungen über Wahl des Kan-
tonsrats (nur drei Wahlkreise); 2000-2004 Ausarbeitung neue Verfassung durch Verfassungsrat, 2005 Volks-
abstimmung; 2006 Inkrafttreten der neuen Verfassung 

2. Funktion der Präambel?  

(a) Entfaltet keine unmittelbare Rechtswirkung. 

(b) Verweis auf ausserrechtliche Grundlagen und Grenzen des Staates. 
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(c) Nennt Ziele in allgemeiner Weise.   

3. Recht auf Bildung (KV 14)? 

(a) Bei Vorliegen der Intellektuellen und persönlichen Voraussetzungen = Anspruch auf Zulassung 

(b) Sofern Zulassungsbeschränkungen bestehen, sind diese diskriminierungsfrei anzuwenden. 

(c) Das heisst auch Anspruch auf Besuch der Mittel- und Hochschule. 

(KV 14) 

4. Öffentlichkeitprinzip i.S. von KV 17?  

Bürger haben Rechtsanspruch auf Einsicht in amtliche Akten, ohne dass sie ein schutzwürdiges Interesse nachwei-
sen müssen (Grenze: überwiegende öffentliche oder private Interessen), Begründungspflicht bei Verneinung der 
Einsichtnahme. 

= Öffentlichkeitsprinzip mit Geheimnisvorbehalt (Behörden haben Pflicht über ihre Tätigkeit zu informieren, so-
fern diese von allgemeinem Interesse ist). 

5. Aufgaben des RR?  

Er erfüllt alle in der Verfassung und im Gesetz genannten weiteren Aufgaben, soweit sie nicht einer anderen Be-
hörde zugewiesen sind (Auffangkompetenz) (KV 71 II). 

6. Aufbau des Grundrechtkapitels in der Kantonsverfassung?  

(a) Die Würde des Menschen ist unantastbar (KV 9); Gewährleistung der Menschen- und Grundrechte gemäss 
Bundesverfassung, für Schweiz verbindliche Abkommen und Kantonsverfassung (KV 10); Konkretisierung 
und Ergänzung zum Grundrechtskatalog der Bundesverfassung und internationaler Menschenrechtskonventi-
on (KV 11-18). 

(b) Problematisch: durch allgemeine Verweisung werden klassische Grundrechte nicht ausdrücklich erwähnt, 
sondern erhalten Präzisierungen und Ergänzungen. 

(KV 9-18) 

7. Zusätzliche kantonale Grundrechte? 

(a) Diskriminierungsverbot auch bzgl. genetischer Merkmale und sexuelle Orientierung (KV 11 II). 

(b) Gleichberechtigung von Mann und Frau auch bzgl. Zugang zu Bildungseinrichtungen und Ämter sowie glei-
che Bildung (KV 11 III) sowie Vertretung in Behörden und Kommissionen (KV 40 II).  

(c) Besondere Rechte für Menschen mit Behinderungen, z.B. Anspruch auf Zugang zu öffentlichen Bauten, An-
lagen, Einrichtungen und Leistungen, soweit zumutbar (KV 11 IV). 

(d) Fördermassnahmen zugunsten von Benachteiligten (KV 11 V). 

(e) Sprachfreiheit auch bzgl. Gebärdensprache (KV 12). 

(f) Recht auf freie Wahl des partnerschaftlichen Zusammenlebens (KV 13). 

(g) Recht auf Bildung auch bzgl. Besuch von Mittel- und Hochschule (KV 14). 

(h) Schulfreiheit bzgl. Gründung, Organisation und Besuch privater Bildungsstätten (KV 15). 

(i) Petitionsrecht auch bzgl. behördlicher Pflicht, Petitionen zu prüfen und innert 6 Monaten hierzu Stellung zu 
nehmen (KV 16) 

(j) Recht auf Zugang zu öffentlichen Dokumenten sofern keine überwiegenden öffentlichen oder privaten Inte-
ressen dagegenstehen (KV 17) 

(k) Anspruch auf rasche und kostengünstige Erledigung des Verfahrens sowie auf begründeten Entscheid mit 
Rechtsmittelbelehrung (KV18) 

8. Gesetzesform 

(a) Alle wichtigen Rechtssätze des kantonalen Rechts, namentlich über (nicht abschliessend): 

(i) Ausübung Volksrechte 

(ii) Einschränkung verfassungsmässige Rechte 

(iii) Organisation und Aufgaben Behörden 

(iv) Voraussetzungen und Bemessungsgrundlagen Steuern und andere Abgaben, ausser Gebühren von ge-
ringer Höhe 

(v) Zweck, Art und Umfang staatlicher Leistungen 
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1. Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz (EschG) – LS 632.1 

1.1 Steuerpflicht (EschG 1 ff.) 

1. Rechtsgrundlage? 

Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz (Kt. Gesetz). 

2. Wann besteht Erbschaftssteuerpflicht im Kt. Zürich? 

(a) Letzter Wohnsitz des Erblassers im Kanton oder  

(b) Erbschaft im Kanton eröffnet. 

(c) Grundstück im Kanton. 

(EschG 2) 

3. Wann besteht Schenkungssteuerpflicht im Kt. Zürich? (Anwendungsbereich) 

(a) Schenker Wohnsitz im Kanton. 

(b) Grundstück im Kanton. 

(EschG 2) 

4. Was ist steuerbar? 

Steuerbar sind alle übergehenden Vermögensrechte, wie die Rechte aus Eigentum, beschränkte dingliche Rechte, 
Forderungen, Nutzniessungen, Rechte auf Renten und andere periodische Leistungen (EschG 6). 
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5. Zeitpunkt der Entstehung des Steueranspruchs? 

(a) Eröffnung des Erbganges (= mit dem Tod des Erblassers) 

(b) Ende Vorerbschaft (bei aus "Nacherbschaft"). 

(c) Schenkungsvollzug. 

(d) Bedingungseintritt bei aufschiebender Bedingung. 

(EschG 7) 

6. Wer ist steuerpflichtig? 

(a) Vermögensempfänger / Nutzniesser. 

(b) Bei Nacherbeneinsetzung: Vor- als auch Nacherbe. 

(EschG 8) 

7. Ausnahmen von der Steuerpflicht (Steuerbefreiung)? 

(a) Subjektive Steuerbefreiung: 

(i) der Bund und seine Anstalten nach Massgabe des Bundesrechts; 

(ii) der Kanton sowie seine Gebietskörperschaften und Anstalten; 

(iii) die von der Verfassung anerkannten kirchlichen Körperschaften sowie die von der Verfassung aner-
kannten jüdischen Gemeinden; 

(iv) die Gemeinden sowie ihre Zweckverbände und Anstalten;  

(v) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz 
und von ihnen nahestehenden Unternehmen; 

(vi) andere juristische Personen mit Sitz im Kanton, die gestützt auf  StG 61 lit. f–i von der Steuerpflicht im 
Kanton befreit sind; 

(vii) Ehegatten/eingetragene Partner und Nachkommen. 

(EschG 10 f.) 

(b) Objektive Steuerbefreiung: 

(i) Gelegenheitsgeschenke bis CHF 5'000. 

(ii) Beherbergung von Verwandten im Haushalt des Schenkers. 

(EschG 12) 

1.2 Steuerbemessung (EschG 13 ff.) 

8. Bewertung des Steuerobjekts? 

(a) Grundsatz: Verkehrswert zum Zeitpunkt der Entstehung des Steueranspruches (d.h. bei Eröffnung des Erb-
ganges). 

(b) Nutzniessung und periodische Leistungen: Kapitalwert. 

(EschG 13) 

9. Bewertung von Land- und forstwirtschaftliche Grundstücken? 

Zum Ertragswert (EschG 15). 

10. Nachveranlagung von Land- und forstwirtschaftliche Grundstücken? 

(a) Wird ein Grundstück im Sinn von EschG 15 innert 20 Jahren ganz oder teilweise veräussert oder fallen innert 
dieser Frist die Voraussetzungen der Vorzugsbewertung dahin, so wird die Steuer nachträglich berechnet. 

(b) Steuerpflichtig ist der Veräusserer oder der Eigentümer des Grundstücks. 

(EschG 17) 

11. Abzüge? 

(a) Von der Erbschaft: Erbschaftsschulden, Erbgangsschulden, Kosten Grabunterhalt und Testamentvollstre-
ckung. 

(b) Vom Anteil der Erben: Gerichts- und Anwaltskosten für Ungültigkeits-, Herabsetzung- und Erbschaftsklage. 
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1.  Abschnitt:  Steuerrecht gemäss StG 

 
Staatssteuern natürliche 
Personen Allgemeines Steuerrecht 

- Einschätzung nimmt das kantonale Steueramt vor, Gemeinden wirken mit.  
- Die Gemeinden setzen jedes Kalenderjahr den Steuerfuss in Prozenten der einfachen 

Staatssteuer fest. 

Steuerpflicht, § 3 ff. 

persönliche Zugehörigkeit, § 3: 
- WS = Aufenthalt mit Absicht dauernden Verbleibens oder besonderer gesetzlicher Wohnsitz 

nach Bundesrecht 
- Aufenthalt = ungeachtet vorübergehender Unterbrechung Aufenthalt von mind. 30d mit oder 

90d ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
- unbeschränkte St.pflicht exkl. ausserkant. Betriebsstätten, Geschäftsbetriebe, Grundstücke 
wirtschaftliche Z., § 4: 
- wenn kein WS/Aufenthalt im Kanton: Betriebsstätten oder Geschäftsbetrieb oder 

Grundeigentum (bzw. dingliche Rechte oder pers. Nutzungsrechte an GS), Handel mit 
Grundstücke im Kanton 

- wenn kein WS/Aufenthalt in CH: Erwerbstätigkeit; VR oder GL von juristischer Person mit 
Sitz oder Betriebsstätte im Kanton; Gläubiger von pfandgesicherten (auf Grundstück im Kt) 
Forderungen; Grundstücke im Kt vermitteln, BVG-Bezüger von Einrichtungen mit Sitz im 
Kanton 

Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, § 7: 
- Zusammenrechnung von Einkommen und Vermögen 
Einf. Ges.; KollektivG, Kdit.G., § 8: 
- Nicht steuerpflichtig, wird Ges.ern zugerechnet (Steuerpflicht beschränkt sich auf die Teile des 

Einkommens oder Vermögens, für die eine Steuerpflicht gemäss § 4 besteht) 

Einkommenssteuer, § 16 ff. 

- alle einmaligen und wiederkehrenden Einkünfte (auch Naturalbezüge, Verpflegung, Unterkunft, 
etc.) 

- Kapitalgewinne aus Veräusserung von Privatvermögen sind steuerfrei exkl. 
Grundst.gewinnsteuer (Abgrenzung zu Einkommen aus selbständiger (Neben-) 
Erwerbstätigkeit: berufliche Kenntnisse, Häufigkeit, Art + Weise des Vorgehens 
(planmässig/zufällig), Finanzierungsart, Absicherung der Transaktionen, Besitzesdauer, 
Buchführung) 

Vermögenssteuer, § 38 ff. 

Vermögen zum Verkehrswert exkl. Hausrat und persönliche Gebrauchsgegenstände 
Landw. genutzte Grundstücke zum Ertragswert 
Lebensversicherungen + Renten zum Rückkaufswert 
Schulden werden abgezogen bei Alleinhaftung (Solidar- + Bürgschaftsschulden nur, soweit sie von 
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Steuerpflichtigen getragen werden) 
Nutzniessungsvermögen wird dem Nutzniesser zugerechnet 

Staatssteuern juristischer 
Personen Steuerpflicht 

- persönliche Zugehörigkeit, § 55: 
o Sitz oder tatsächliche Verwaltung 

- wirtschaftliche Zugehörigkeit, 56: 
o Bei Sitz/tatsächlicher Verwaltung ausserhalb des Kantons 

§ Unterhalt Betriebsstätte/Geschäftsbetrieb Teilhaber 
§ Grundeigentum (bzw. dingliche Rechte oder persönliche 

Nutzungsrechte an GS) 
§ Handel mit Grundstücken im Kt 

o Bei Sitz/tatsächlicher Verwaltung im Ausland 
§ Gläubiger oder Nutzniesser von durch Grundpfand im Kanton 

gesicherter Forderungen 
§ Vermittlung oder Handel mit im Kanton gelegenen GS 

Umfang der Steuerpflicht, § 57: 
Persönlich: unbeschränkt exkl. ausserkantonale Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten, GS 
Wirtschaftlich: Gewinn + Kapital, für welche nach § 56 Steuerpflicht besteht 
Solidarhaftung des VR bis Höhe Liqu.ergebnis. Exkulpation möglich, § 60 
Ausnahmen Steuerpflicht, § 61: 
Bund, Kt, Gmden + ihre Anstalten 
BVG-Einrichtungen, Sozialversicherungs- + Ausgleichskassen 
gemeinnützige Organisationen (FIFA) 
Parteien im Kantonsrat 
Kirchen 
Ausländische Staaten für Liegenschaften der diplomatischen/konsularischen Vertretungen 
Angemessene Steuererleichterung für Neuunternehmen max. 10 Jahre, § 62 

Gewinnsteuern, § 63 ff.: 

- bei Kapitalgesellschaften und Genossenschaften: 7% des steuerbaren Gewinns § 71 
- bei Vereinen, Stiftungen: 4% ab RG von 10'000, § 76 
Beteiligungsabzug, § 72: 
- Ertrag aus Beteiligungen > 20% oder 2 Mio.: Ermässigung Steuer im Verhältnis des 

Nettobeteiligungsertrags zum gesamten Reingewinn 
Reine Holdinggesellschaften, § 73: 
- keine Gewinnsteuer 
Spezialbestimmungen für Domizilgesellschaften, § 74 

Kapitalsteuern, § 78 ff. 

Steuerobjekt: 
- Eigenkapital inkl. stille und offene Reserven, § 79 
- § 82 I + II 

o 0.75‰  
o bei Holding- und Domizilges. 0.15‰ 
o EK< 100'000 wird nicht besteuert 

Quellensteuern, § 87 ff. 
Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbewilligung, aber mit WS/Aufenthalt in CH, § 87  

bei Erwerbstätigkeit (unselbständig) 
berechnet von Bruttoeinkünften, § 88 I 
nach für die Einkommenssteuer geltenden Steuertarifen + -füssen, § 89 
Berufsauslagen etc. pauschal in Steuersätzen berücksichtigt, § 90 
 

natürliche und juristische Personen ohne WS/Sitz/Aufenthalt/tatsächliche Verwaltung in CH 

- Arbeitnehmer: Grenzgänger, Wochenaufenthalter bzw. für kurze Dauer unselbständig 
erwerbstätig, internationaler Verkehr und Lohn von Arbeitgeber mit Sitz im Kanton 

- Künstler, Sportler, Referenten: 10 % der Bruttoeinkünfte inkl. Zulagen 
- VR oder GL bei jP mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton: 20 % der Einkünfte 
- im Ausland wohnhafte Empfänger von BVG-Leistungen: 6 % der Bruttoeinkünfte 
Schuldner der steuerbaren Leistung (d.h. Auftraggeber etc.) haftet für Steuern, § 102 III 

Gemeindesteuern, § 187 ff. 
Einkommen + Vermögen, Gewinn + Kapital 

- Steuern nat. und jur. Personen, Quellensteuern in % der einfachen Staatssteuer, § 187 I, 188 
- Personalsteuer, § 187 II, 199 f. 
- Kirchensteuern, § 201 ff. 
- Grundsteuern, § 205 ff. 
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Raumplanungs- und Baurecht 
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I. Titel:  Allgemeine Bestimmungen des PBG 

2 Zuständigkeiten - Regierungsrat: 
o Erlass VO, Richtlinien, Normalien 
o Festsetzung reg. Richtpläne (vgl. aber PBG 32: Zuständigkeit des 

Kantonsrats für kantonale Richtpläne) 
o Oberaufsicht über Bau- und Planungswesen 

- Baudirektion: 
o Festsetzung kant. NuP und Planungszonen 
o Genehmigung komm. RiP und NuP, soweit vorbehaltlos 
o Genehmigungsbedürftige Verfügungen 
o Aufsicht Gemeinden in Bausachen 

- polit. Gemeinden: 
o Erlass Ausführungsvorschriften (soweit den Gemeinden vorbehalten) 
o Festsetzung komm. Pläne, je nach GO durch GemVers, Gr. 

Gemeinderat…. 
o Erstinstanzliche Gesetzesanwendung 

3 Begriffsbestimmung - „dieses Gesetz“: umfasst auch ausführende Erlasse inkl. VO und kommunale Erlasse 
- „Gemeinderat“ = Exekutive (Gemeindevorsteherschaft) 

5 Genehmigungen - Prüfung auf Rechtmässigkeit, Zweckmässigkeit und Angemessenheit 
- Genehmigung ist konstitutiv (rechtsbegründend) 

6 Kundmachungen - öffentliche Bekanntmachungen: kt. Amtsblatt + Publikationsorgan der Gemeinde 
- Schriftliche Mitteilung: eingeschriebener Brief 
- öff. Auflage: bei der Gemeindeverwaltung (Auflage ist öff. bekannt zu machen) 

7 Anhörung, öff. Auflage - Bei Aufstellung / Änderung der Richt- und Nutzungspläne sind nach- und 
nebengeordnete Planungsträger anzuhören 

- öff. Auflage der Pläne vor Festsetzung, Äusserungsrecht innert 60 d seit 
Bekanntmachung; über nicht berücksichtigte Einwendungen wird gesamthaft bei 
Planfeststellung entschieden; danach stehen Pläne und Stellungnahmen zu nicht 
berücksichtigten Einwendungen zur Einsichtnahme offen (Mitwirkungsverfahren) 

 
 

II. Titel:  Das Planungsrecht 

1.  Abschnitt:  Die Planungspflicht 

A.  Planungspflicht i.A. 

8 Planungsträger - Verpflichtung zur Planung: 
o Staat, reg. Planungsvereinigungen, Gemeinden 
o Kö.schaften/Stiftungen/selbst. Anstalten mit öff. Aufgaben mit 

planungsrelevanter Tätigkeit 
9 Umfang - räumlich und sachlich soweit für Erfüllung der Aufgaben erforderlich + Wahrung ihrer 

Interessen 

B.  Staatliche Planung 

10  - Leitbilduntersuchungen und weitere Obliegenheiten  
o Kt. zusammen mit Bund + regionalen Planungsvereinigungen 
o RR erstattet dem KR mind. alle 4 J. Bericht 

C.  Regionalplanung 

12 Planungsverbände - Zweckverbände der Gemeinden für überkomm. Planung (regionale Planungsverbände) 
13 Aufgaben - Erarbeitung Grundlagen + Ziele der räumlichen Entwicklung des Gebiets 

- Behandlung von Vorlagen zu regionalen Richtplänen 

D.  Verbindlichkeit der Planung 

16 Verbindlichkeit der 
Planung 

- untere Stufe entspricht oberer Stufe (planerischer Stufenbau) 
- NuP entspricht RiP (RiP ist nur zeitlich vorgelagert und hierarchisch übergeordnet) 
- Abweichungen zulässig, wenn: (BGer) 

o sachlich gerechtfertigt und 
o untergeordneter Natur 
o Anpassung Richtplanung unzumutbar 

17 Duldungspflicht ggü. 
technischen Vorkehren für 
Planungsmassnahmen 

- für jedermann 
o Begehung muss mündlich angekündigt werden 
o Darüber hinausgehende Inanspruchnahme schriftlich 

- für Planungsmassnahmen (zB Vermessung) 
- Entschädigung gem. Abtr.G. (wenn streitig) 
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1.  Abschnitt:  Übersicht Raumplanungsrecht 

Bund 

 - Sachplan und Konzept, dort wo Bund Aufgaben zu erfüllen hat (Autobahn, Eisenbahn, 
Militär; die Sachpläne sind sektoral ausgestaltet). Keine Nutzungspläne. Wie alle Richtpläne für 
Behörden verbindlich. Zuständig für den Erlass ist der Bundesrat (Anfechtung nur Akzessorisch 
möglich). 

Kanton 

Richtplan 
(wie soll sich der Kanton 
räumlich entwickeln?) 

- Merkmale (8 RPG): 
o Strategisches Planungsinstrument der Kantone 
o Koordinationsinstrument 
o Behördenverbindlich 
o Steuerungsinstrument mit Gewährung Mitwirkung (§ 7 PBG) 
Stellt zudem klar, dass Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen auf Raum und 
Umwelt eine Grundlage haben.  
Planungshorizont: 20-25 Jahre 

- Kanton Zürich: das PBG sieht drei Planungsebenen vor: kantonal, regional und kommunal. 
Unterscheidung nach vier aufeinander abgestimmte Teilrichtpläne:  

o Siedlungs- und Landschaftsplan 
o Verkehrsplan 
o Versorgungsplan 
o Plan der öffentlichen Bauten und Anlagen 

Bauzonen sind innerhalb des im RP festgelegten Siedlungsgebiet auszuscheiden (§ 47 
PBG). Allerdings nicht parzellenscharf, so dass Gemeinden Anordnungsspielraum beim 
Nutzungsplan haben. Nach dem BGer darf – sofern dieser Anordnungsspielraum nicht 
greift – nur unter drei kumulativ gegebenen Voraussetzungen der Nutzungsplan vom 
Richtplan abweiche: 

o Abweichung von untergeordneter Bedeutung 
o Abweichung sachlich gerechtfertigt 
o Vorgängige Änderung RP unzumutbar. 
In ZH ist zudem Durchstossung von Landwirtschaftsgebiet für öffentliche Aufgaben 
und andere spezielle Nutzungen durch Festlegung in überkommunalen RP oder durch 
Festsetzung von Freihaltezonen für öffentliche Bauten möglich. Brauch aber 
überwiegende öffentliche Interessen (strenge Auslegung -> fraglich ob 
bundesrechtskonform).  

- Festsetzung: 
o Kantonaler RP: Kantonsrat und Genehmigung Bundesrat (prüft nur 

Rechtmässigkeit) 
o Regionaler RP: Regierungsrat.  

§ Gibt 11 Planungsregionen (Stadt ZH ist eine). Ausserhalb der Stadt ZH 
erfolgt die Ausarbeitung und Antragstellung an den RR durch 
regionale Planverbände: Zweckverbände der Gemeinden.  

o Kommunale RP: Gemeindelegislative. Genehmigung durch Baudirektion.  
- Veränderung: Voraussetzungen: 

o Veränderte Verhältnisse reichen (9 RPG) 
o Interessenabwägung: Planbeständigkeit bzw. Rechtssicherheit und 

Vertrauensschutz vs. Anpassung an Aktualität der Raumplanung. Keine grossen 
Anforderungen an öffentliche Interessen: werden ohnehin alle 10 Jahre 
überprüft. 

Nutzungsplan (14 RPG) - Rechtsakt zwischen Rechtssatz und Verfügung, typischerweise der Gemeinden 
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Bundesrechtliche 
Vorgaben 
 

- Bodennutzung soll in Übereinstimmung mit den RP parzellenscharf und 
grundeigentümerverbindlich festgelegt werden.  

- RPG 14 unterscheidet drei Zonentypen: 
o Landwirtschaftszone (16ff. RPG) 

§ Zonenkonform sind Bauten und Anlagen die zur landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung dienen oder für den produzierenden Gartenbau nötig 
sind. + Haltung von Pferden. + innere Aufstockung.  

o Bauzone (15 RPG)  
§ Zuweisung zu Bauzone unter folgenden kumulativen Voraussetzungen 

(Abs. 4: ist unmittelbar anwendbar): 
• Vorgaben des RP umgesetzt 
• Eignung für Überbauung 
• Konzentrationsprinzip (Verdichtung, haushälterische 

Nutzung Boden) 
• Verfügbarkeit des Landes ist rechtlich sichergestellt  
• Kulturland wird nicht zerstückelt 
• Vorgaben USG eingehalten (Wohngebiet nicht wo 

Lärmemission ist) 
o Schutzzone (17 RPG) 

§ Seen, Flüsse, Bächer und ihre Ufer 
§ Schützenswerte Landschaften 
§ Bedeutende Ortsbilder 
§ Lebensräume für Schutzwürdige Tiere und Pflanzen  

Kantonales Recht kann weitere Nutzungszonen vorsehen (18 RPG) 
Wald ist keine raumplanerische Zone sondern wird durch Waldgesetz definiert und 
geschützt. 

Nutzungsplan (14 RPG) 
 
Kanton Zürich 
 

- Kommunale Rahmennutzungsplan im PBG als Bau- und Zonenordnung bezeichnet (BZO).  
- Festlegung i.d.R. durch die kommunale Legislative. Bedürfen Genehmigung durch 

kantonale Behörde (26 RPG). Dadurch soll Übereinstimmung mit RP gewährt werden. I.d.R. 
Baudirektion. Bei Baulinien Volkswirtschaftsdepartement. 

o Kantonale (Landwirtschafszone) und regionale Freihaltezonen werden von der 
Baudirektion festgelegt. Bei regionalen Zonen erfolgt dies auf Antrag des regionalen 
Planungsverbandes. Eine Genehmigung durch den RR ist nicht erforderlich (BGer).  

- PBG kennt folgende fünf Zonentypen: 
o Bauzone (Siedlungsgebiet): 

§ Kernzone 
§ Quartiererhaltungszone 
§ Zentrumszone 
§ Wohnzone 
§ Industrie und Gewerbezone 
§ Zonen für öffentliche Bauten 

o Landwirtschaftszone 
§ Gibt es nur kantonal (die übrigen Zonenzuweisungen sind durchwegs 

kommunal) 
§ Abschliessend im Bundesrecht geregelt (16ff. RPG) 

o Freihaltezone 
§ I.d.R. Nichtbauzone, aber unterschiedliche Zweckbestimmungen. Teils 

Schutzzonen gemäss 17 RPG teils Spezialzonen für öffentliche Zwecke 
nach 18 RPG. Freihaltezonen aber nicht in jedem Fall Nichtbaugebiet, 
können auch in Bauzone liegen (gehören dann funktionell zu Baugebiet). 
Bauvorhaben dann nach 22 f. RPG und nicht Ausnahmevorschriften in 24 
RPG zu beurteilen. Jedoch analoge Anwendung von 24ff. RPG für Bauten 
in Freihaltezonen die mehr oder weniger vollständig von Bauzonen 
umschlossen sind.  

§ Im Nichtbaugebiet liegt die Bewilligungszuständigkeit gemäss 25 Abs. 2 
RPG stets bei einer kantonalen Behörde.  

o Erholungszone 
§ Ähnlicher Zweck wie Freihaltezone (i.d.R. intensivere Nutzung, z.B. 

Sportanlage) 
§ Abgrenzung Freihaltung schwierig. Gleiche Regelung in § 61ff. PBG. 

o Reservezone 
§ Nutzung ist noch nicht bestimmt 
§ Keine Bauzone (Bauten nur nach Massgabe von 14ff. RPG möglich und 

dürfen Richtplan nicht zuwiderlaufen.  
- Sondernutzungsplanung: 
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1. Raumplanungsgesetz (RPG) – SR 700 

1.1 Allgemein (RPG 1 ff.) 

1. Ziele des RPG? 

(a) Aufeinander abstimmen von raumwirksamen Tätigkeiten. 

(b) Verwirklichung einer auf die erwünschte Entwicklung des Landes ausgerichteten Ordnung der Besiedlung. 

(c) Haushälterische Nutzung von Boden. 

(RPG 1) 

2. Was sind Planungsgrundsätze? 

(a) Landschaft ist zu schonen. 

(b) Siedlungen sind nach Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer Ausdehnung zu begrenzen. 

(c) Für die öffentlichen oder im öffentlichen Interesse liegenden Bauten und Anlagen sind sachgerechte Standorte 
zu bestimmen. 

(d) Planungsgrundsätze sind unmittelbar justiziabel. 

(RPG 3) 

3. Welche zwei Stufen der Raumplanung sieht RPG vor? 

(a) Richtplan (zeitlich vorgelagert und hierarchisch übergeordnet). 

(b) Nutzungsplan. 

(RPG 6 ff., 14 ff.) 

1.2 Richtpläne (RPG 6 ff.) 

4. Was ist ein Richtplan? 

(a) Besteht aus Karte und Text. 

(b) Koordination raumwirksamer Tätigkeiten. 
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(c) Vorbereitung der Nutzungsplanung. 

(d) ≠ Rechtssatz, ≠ Verfügung. 

(e) Positivplan (Vordergrund: Realisierungsgedanke). 

(RPG 6 ff.) 

5. Für wen ist der Richtplan verbindlich? 

Behörden (RPG 9 I). 

6. Anpassung von Richtplänen? 

(a) Haben sich Verhältnisse geändert, stellen sich neue Aufgaben oder ist eine gesamthaft bessere Lösung mög-
lich, so werden Richtpläne überprüft und nötigenfalls angepasst. 

(b) Werden in der Regel alle 10 Jahre gesamthaft überprüft und nötigenfalls überarbeitet. 

(RPG 9 II, III) 

7. Kompetenz des Bundes bei der Nutzungsplanung? 

Bund erlässt allenfalls Sachpläne, bspw. Sachplan für Starkstromleitungen, Luftfahrt oder Eisenbahn (zukünftige 
Eisenbahnlinien). 

(RPG 13) 

1.3 Nutzungspläne (RPG 14 ff.) 

8. Aufgabe der Nutzungsplanung?  

(a) Raumplan, durch welchen Zweck, Ort und Mass der Bodennutzung für ein bestimmtes Gebiet allgemeinver-
bindlich festgelegt wird. 

(b) Ordnen die zulässige Nutzung des Bodens parzellenscharf. 

(c) Auf Gemeindestufe erfolgt die Nutzungsplanung in erster Linie mit der Bau- und Zonenordnung. 

(d) Trennung Bau- und Nichtbauzonen. 

(e) Bezeichnen in den einzelnen Zonen die max. zulässige Bodennutzung. 

(f) Abwehr unzulässiger Bodennutzungen (Negativplan). 

(RPG 14) 

9. Welche Nutzungszonen unterscheidet man? 

Bau-, Landwirtschafts- und Schutzzonen (RPG 14 II). 

10. Was sind Bauzonen? (RPG 15) 

(a) Sind so festzulegen, dass sie voraussichtlichem Bedarf für 15Jahre entsprechen 

(b) Überdimensionierte Bauzonen sind zu reduzieren 

(c) Lage und Grösse der Bauzone sind über die Gemeindegrenzen hinaus abzustimmen, unter Beachtung der Zie-
le und Grundsätze der Raumplanung 

11. Wann darf Land neu einer Bauzone zugewiesen werden? (RPG 15 IV) 

(a) Wenn es sich für die Überbauung eignet, + 

(b) es voraussichtlich innerhalb von 15 Jahren benötigt, erschlossen, überbaut wird, + 

(c) Kulturland damit nicht zerstückelt wird, + 

(d) seine Verfügbarkeit rechtlich sichergestellt ist; + 

(e) damit die Vorgaben des Richtplans umgesetzt werden.  

12. Was sind Landwirtschaftszonen? 

(a) Dienen der langfristigen Sicherung der Ernährungsbasis des Landes, der Erhaltung der Landschaft und des 
Erholungsraums oder dem ökologischen Ausgleich und sollen von Überbauungen weitgehend freigehalten 
werden.  

(b) Sie umfassen Land, das: 

(i) sich für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung oder den produzierenden Gartenbau eignet und zur 
Erfüllung der verschiedenen Aufgaben der Landwirtschaft benötigt wird, oder 
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(ii) im Gesamtinteresse landwirtschaftlich bewirtschaftet werden soll. 

(RPG 16) 

13. Was sind zonenkonforme Bauten + Anlagen in der Landwirtschaftszone?  

(a) Bauten zur landwirtschaftlichen Bewirtschaftung oder für produzierenden Gartenbau. 

(b) Bauten und Anlagen, die zur Gewinnung von Energie aus Biomasse oder für damit im Zusammenhang ste-
hende Kompostanlagen nötig sind (enger Bezug zur Landwirtschaft sowie zum Standortbetrieb). 

(c) Bauten und Anlagen, die der inneren Aufstockung eines landwirtschaftlichen oder eines dem produzierenden 
Gartenbau zugehörigen Betriebs dienen. 

(d) Bauten und Anlagen, die über eine innere Aufstockung hinausgehen, können als zonenkonform bewilligt 
werden, wenn sie in einem Gebiet der Landwirtschaftszone erstellt werden sollen, das vom Kanton in einem 
Planungsverfahren dafür freigegeben wird (bspw. Masthallen, Pferdezucht). 

(RPG 16a) 

14. Was sind Bauten + Anlagen für die Haltung und Nutzung von Pferden 

B+A, die zur Haltung von Pferden nötig sind, werden auf einem bestehenden landwirtschaftlichen Gewerbe i.S.d. 
BGBB als zonenkonform bewilligt, wenn dieses Gewerbe über eine überwiegend betriebseigene Futtergrundlage 
und Weiden für die Pferdehaltung verfügt. 

15. Was bedeutet "innere Aufstockung"? 

Bei der inneren Aufstockung werden einem überwiegend bodenabhängigen Betrieb Bauten und Anlagen, nämlich 
Schweine- und Geflügelställe, für bodenunabhängige Produktion angegliedert. 

16. Sind zonenkonforme Bauten (bspw. Landwirtschaftsgebäude) in der Landwirtschaftszone zulässig? 

(a) Bedürfen einer Baubewilligung. 

(b) Ausnahmebewilligung nicht notwendig, da zonenkonform. 

(RPG 16a) 

17. Wer ist für die Erteilung einer Baubewilligung einer zonenkonformen Baute in der Landwirtschaftszone zuständig? 

BD (RPG 25; BVV Anhang 1.2.1), ARE (ev. ALN) 

18. Was ist mit Bauten in Landwirtschaftszonen, die nicht mehr zonenkonform verwendet werden? 

Benutzungsverbot, sofern kein Fall von RPG 24-24d zutrifft (RPG 16b). 

19. Schutzzonen? 

Sie umfassen: 

(a) Bäche, Flüsse, Seen und Ufer. 

(b) Besonders schöne sowie naturkundlich oder kulturgeschichtlich wertvolle Landschaften. 

(c) Bedeutende Ortsbilder, geschichtliche Stätten sowie Natur- und Kulturdenkmäler. 

(d) Lebensräume für schutzwürdige Tiere und Pflanzen. 

(RPG 17) 

20. Wann gilt Land als erschlossen? 

(a) Wenn die für die betreffende Nutzung hinreichende Zufahrt besteht. 

(b) Wenn die erforderlichen Wasser-, Energie- sowie Abwasserleitungen so nahe heranführen, dass ein Anschluss 
ohne erheblichen Aufwand möglich ist. 

(RPG 19 I) 

21. Was können Grundeigentümer unternehmen, wenn das Gemeinwesen Bauzonen nicht fristgerecht erschliesst? 

(a) Sie können das Land nach den vom Gemeinwesen genehmigten Plan selber erschliessen oder die Erschlies-
sung durch Gemeinwesen bevorschussen. 

(b) Gemeinwesen hat Auswahlermessen bei der Wahl des zugestatteten Anspruchs. 

(c) ≠ echter Erschliessungsanspruch, jedoch gerichtlicher Anspruch auf private Erstellung.  

(d) Grundeigentümer hat Verzug zu beweisen.  

(RPG 19 III). 
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1.  Abschnitt:  Der ordentliche Rechtsschutz nach VRG 

 
Verfahren vor 
Rekursinstanzen (VRG 
19ff) 

Anfechtungsobjekt (§ 19 VRG) 
- Anordnungen einschliesslich raumplanerische Festlegungen (Nutzungspläne) 
- Unrechtmässiges Verweigern oder Verzögern einer anfechtbaren Anordnung 
- Stimmrechtssachen 
- Erlasse, ausser KV und kantonale Gesetze (diese direkt bei BGer) 
Keinem Rekurs unterstehen Akte: 
- RR (direkt Verwaltungsgericht) 
- KR, seiner Geschäftsleitung und der Verwaltungsdelegation der Geschäftsleitung 

Anfechtbar sind Endendscheide und Vor und Zwischenentscheide sinngemäss nach 91-93 BGG: 
Zuständigkeit und Ausstand, wenn ein nicht wiedergutzumachender Nachteil droht. 

- Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann von der Behörde, die für Handlungen 
zuständig ist, verlangen, dass sie: Widerrechtliche Handlung unterlässt; Folgen beseitigt 
oder Widerrechtlichkeit feststellt.  Die Behörde erlässt eine Anordnung (unterliegt dann 
Rekurs: VRG 10c). 

- Sprungrekurs: 19b Abs. 4: Hat eine Rekursinstanz im Einzelfall Rat oder Weisung erteilt, 
dass oder wie eine Vorinstanz entscheiden soll, ist die der Rekursinstanz übergeordnete 
Verwaltungsbehörde für die Behandlung des Rekurses zuständig. In der 
Rechtsmittelbelehrung ist diese Behörde als Rekursinstanz anzugeben.  

Rekursgründe: 
- volle Kognition (auch abstrakte Normenkontrolle möglich): 

o Rechtsverletzung 
o Unrichtige oder ungenügende Feststellung SV 
o Unangemessenheit 
(abstrakte Normenkontrolle: Verletzung übergeordnetes Recht) 

- Neue Vorbringen uneingeschränkt möglich (echte und unechte Noven). Keine neuen 
Sachbegehren.  

Beschwerdelegitimation 
- Wer durch die Anordnung berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an Aufhebung 

oder Änderung hat. Anfechtung Erlass: es reicht schutzwürdiges Interesse. 
- Gemeinden und andere Träger öffentlicher Aufgaben mit Rechtspersönlichkeit sind 

rekursberechtigt: 
o Durch die Anordnung wie Privater betroffen sind (berührt und schutzwürdiges 

Interesse) 
o Verletzung von Garantien rügen, die ihnen die KV oder BV gewährt 
o Bei der Erfüllung von gesetzlichen Aufgaben in ihren schutzwürdigen Interessen 

verletzt sind, insbes. Eingriff Finanz- oder Verwaltungsvermögen.  
- In Stimmrechtssachen:  

o Die Stimmberechtigten bezüglich ihrem Wahlkreis 
o Politische Parteien 
o Betroffene Gemeindebehörden 
Rekurs gegen Verletzung von Verfahrensvorschriften bei Gemeindeversammlung 
setzt voraus, dass sie in der Versammlung gerügt wurde.  

First: 30 Tage (Stimmrechtssache 5 Tage) 


